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Drucksache M/ 1807 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


(Wortlaut der Kleinen Anfrage) 


Nicht nur die Seeschiffahrt sondern auch die Seehäfen 
sowie die Umschlags- und Verkehrsbetriebe stehen in 
einem noch nicht abzusehenden Strukturwandel durch die 
weitere Entwicklung des Containerverkehrs. Da der 
Containerverkehr eine wesentliche Beschleunigung des 
Schiffsumlaufs, des Hafenumschlags und des Binnenver- 
kehrs mit sich bringt, ist damit zu rechnen, daß diese 
Beförderungsart sich in Zukunft intensivieren wird. Es ist 
nötig, daß die Bundesrepublik sich rechtzeitig auf bereits 
erkennbare und mögliche Auswirkungen einstellt und 
den ihnen ausgesetzten Wirtschaftsbereichen bei den not- 
wendigen Umstellungen beisteht. 

Aus diesem Grunde fragen wir die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die mutmaßliche 
Entwicklung des Containerverkehrs mit seinen Aus- 
wirkungen 

auf die deutsche Seeschiffahrt, 

auf die deutschen Seehäfen, 

auf die deutschen Umschlags- und Verkehrs- 

Unternehmen? 

2. Trifft es zu, daß bereits nach den bisherigen Erfah- 
rungen im Containerverkehr die Bundesrepublik ge- 
genüber anderen europäischen Ländern benachteiligt 
ist bzw. deutsche Vorschriften nicht mehr den tatsäch- 
lichen Gegebenheiten Rechnung tragen? 

So bitten wir um Auskunft zu den drei Eragenkomplexen: 

hinsichtlich der unterschiedlichen Behandlung auf Grund 
von Straßenverkehrsbestimniungen [a) b) c) ], 

hinsichtlich der unterschiedlichen Behandlung in der 
Steuerbelastung [d) ], 

hinsichtlich der unterschiedlichen Arbcitszeitreqelunqen 
u. ä. [e) ], 

im grenzüberschreitenden Straßengüterverkehr 
zu den Rheinmündungshäfen (internationaler 
Verkehr) 

und den Zu- und Ablaufverkehren der deutschen 
Seehäfen mit Uberseegut (nationaler Verkehr). 

a) Die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung schreibt eine 
Gesamtlänge pro Sattelzug von höchstens 15 m vor. 
Diese Länge wird bei Beförderung von 40 Fuß-Con- 
tainern mit eigenen Zugmaschinen bei einigen Con- 
tainer-Typen bis zu 0,50 m überschritten. 

Ist an eine diesbezügliche Änderung der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung gedacht? 

b) Für die Beförderung von Großcontainern werden diese 
mit Achsaggregaten (sogenannten Bogies) so verbun- 
den, daß ein Sattelanhänger entsteht. Die Kombination 
aus einem solchen Sattelanhänger und der Sattelzug- 
maschine entspricht teilweise nicht den Vorschriften 
derStraßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung. Einerseits ist 
die Bestimmung über das Kurvenlaufverhalten (§ 32 
Abs. 2 StVZO) nicht erfüllt, andererseits fehlt eine 
Dauerbremsanlage (§ 41 Abs. 15 StVZO). 

Diese erläuterte Praxis für ausländische Unternehmer im 
grenzüberschreitenden Verkehr in die Bundesrepublik 
wird nicht im Verkehr von und zu den deutschen See- 
häfen bei deutschen Unternehmen angewandt. Für die 
letzteren ist wegen der schnellen technischen Entwicklung 
eine baldige Sicherstellung der Gleichbehandlung not- 
wendig. 

Wie gedenkt die Bundesregierung dies zu ermöglichen? 


c) Im übrigen ist bekannt, daß die technischen Über- 
wachungsinstanzen in den genannten europäischen 
Staaten leichtere Kontrollvorschriften für die Fahr- 
zeuge und deren Sicherheit anwenden, als das in der 
Bundesrepublik der Fall ist. 

Ist die Bundesregierung im Interesse der Verkehrssicher- 
heit gewillt, die Einhaltung der deutschen Straßenver- 
kehrs-Zulassungsvorschriften auch für ausländische Fahr- 
zeuge durchzusetzen, oder findet sie sich damit ab, daß 
für im Ausland zugelassene Fahrzeuge besondere Aus- 
nahmegenehniigungen erteilt werden? 

Was gedenkt gegebenenfalls die Bundesregierung zu tun, 
um sicherzustellen, daß die deutschen Vorschriften, die 
die Sicherheit auf den deutschen Straßen gewährleisten 
sollen, auch von ausländischen Unternehmern eingehalten 
werden? 

d) In den Niederlanden und in Belgien wird die Besteue- 
rung der Sattelauflieger so gehandhabt, daß nur ein 
einziger Auflieger, und zwar der mit der größten 
Tragfähigkeit, besteuert wird, w.ährend alle weiteren 
Auflieger, die zu einer Zugmaschine gehören, steuer- 
frei bleiben. Das steuerliche Gefälle bei einer Be- 

: lastung von ca. 10 hfl. in den Niederlanden und 

Belgien und ca. DM 2500,- in der Bundesrepublik 
benachteiligt die deutschen Unternehmer und den 
Weg über deutsche Seehäfen. Im übrigen werden in 
der Bundesrepublik sowohl die Zugmaschine als auch 
die Auflieger besteuert. Diese Form der Besteuerung 
hat den Nachteil, daß nicht für eine Zugmaschine meh- 
rere Sattelauflieger angeschafft werden können, die 
während einer Nichtbeschäftigung nicht mit festen 
Kosten belastet sind. Dazu kommt, daß als Folge der 
deutschen Steuergesetzgebung Sattelauflieger z. B. in 
England gebaut und auch dort zugelassen werden, die 
dann im grenzüberschreitenden Verkehr auf dem deut- 
schen Markt kostengünstig eingesetzt werden. Dies 
bedeutet sowohl für die deutschen Transportunter- 
nehmen als auch für die deutsche Fahrzeugindustrie 
einen erheblichen Nachteil gegenüber der ausländi- 
schen Konkurrenz. Dazu kommt, daß der ausländische 
Unternehmer, wie sich aus der unterschiedlichen Be- 
lastung des Dieselkraftstoffs sowie der Freimengen- 
regelung beim Grenzübertritt mit den Niederlanden 
ergibt, ungleich günstiger als der deutsche Straßen- 
verkehrsunternehmer dasteht und zu den deutschen 
Straßenkosten kaum beiträgt. 

Ist die Bundesregierung bereit, die die deutsche Seite 
benachteiligende Besteuerung zu ändern und die unzu- 
reichenden Doppelbesteuerungsabkommen mit den Nie- 
derlanden und Belgien sowie das Kraftfahrzeugsteuer- 
' gesetz einer Revision zu unterziehen? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, besondere 
Kraftfahrzeugsteuersätze für Container mit Chassis und 
Sattelanhänger, die im Huckepackverkehr der Deutschen 
Bundesbahn befördert werden, einzuführen? 

e) Bekanntermaßen unterscheiden sich die Vorschriften 
und die praktische Handhabung für die Fahrzeug- 
besetzung, die Fahrzeiten, die Arbeitszeiten, die Pau- 
sen, Versicherungen u. ä. der Beneluxstaaten von den- 
jenigen, die in der Bundesrepublik gelten. Dies führt 
zu ungleichen Kostenbelastungen mit der Folge, daß 
der ausländische Unternehmer in der Bundesrepublik 
kostengünstiger fährt als der deutsche Unternehmer. 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um baldigst 
auch auf diesem Gebiet eine Gleichbehandlung der deut- 
schen Unternehmer im Verkehr zu und von den deutschen 
Seehäfen zu erreichen? 
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Drucksache M / 1807 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Müller-Her- 
mann, Wendelborn, Dr. Elbräch ter und Genossen betr. 
Containerverkehr (Drucksache V/1567) beantworte 
ich im Einvernehmen mit den Herren Bundes- 
ministern der Finanzen und für Arbeit und Sozial- 
ordnung wie folgt: 

Zu 1. 

Der Nordatlantikverkehr mit Großcontainern und 
Spezialschiffen hat im Mai 1966 begonnen. Z. Z. be- 
treiben 2 amerikanische Reedereien den Verkehr 
mit Vollcontainerschiffen von US-Häfen nach Euro- 
pa, u. a. nach Bremen, während eine norwegische 
Linie u. a. Hamburg anläuft. Beide Häfen werden 
außerdem von verschiedenen Halbcontainerschiffen 
bedient. Ferner befördern z. Z. alle traditionellen, in 
der Nordatlantikfahrt tätigen Reedereien Großcon- 
tainer mit ihren konventionellen Linienschiffen. 

Die Unterlagen über die Entwicklung des Container- 
verkehrs und über die weltweiten Planungen auf 
diesem Gebiet lassen klar erkennen, daß die mut- 
maßliche Entwicklung des Containerverkehrs einen 
steigenden Trend aufweist. So wird die Zahl der 
Spezialcontainerdienste zwischen USA und Europa 
in der 2. Hälfte des Jahres voraussichtlich zuneh- 
men. Auch in der Australienfahrt werden in etwa 
2 Jahren Vollcontainerschiffe eingesetzt. Welche 
europäische Häfen von diesen Linien angelaufen 
werden, ist noch offen. Daneben wird sich ein Ver- 
kehr mit Großschiffen entwickeln, die Schubleichter 
an Bord nehmen. 

Nicht mit gleicher Bestimmtheit läßt sich dagegen 
z. Z. beurteilen, wie groß die Zuwachsraten des Con- 
tainerverkehrs in den kommenden Jahren im ein- 
zelnen sein werden und noch viel weniger, ob die 
weitgespannten Erwartungen, die von Vertretern 
der US-Regierung gehegt werden ~ sie sagen für das 
Jahr 1970 die tägliche Abfahrt mindestens eines 
Vollcontainerschiffes im Nordatlantikverkehr in 
beiden Richtungen voraus - angesichts des Volu- 
mens des in dieser Relation anfallenden container- 
häfigen Ladungsgutes erreichbar sein werden. 

Gegenüber Ansichten zahlreicher Fachleute, die 
glauben, daß dem Ubersee-Großcontainerverkehr 
die Zukunft gehöre, gibt es beiderseits des Atlantiks 
auch Meinungsäußerungen, die seine Möglichkeiten 
zurückhaltender beurteilen. So wird vor allem dar- 
auf hingewiesen, daß eine übereilte Entwicklung des 
Containerverkehrs auf dem Nordatlantik zu einem 
schweren Ratenkampf und unter Umständen zu 
einem Zusammenbruch beteiligter Reedereien füh- 
ren könne. Nach Ansicht der Bundesregierung wird 
der Großcontainer infolge der durch ihn gebotenen 
Rationalisierungseffekte künftig sowohl im Uber- 


Anlage 

Seeverkehr als auch im Zu- und Ablaufverkehr im 
Binnenland voraussichtlich eine bedeutende Rolle 
spielen. Die Entwicklung ist weitgehend davon ab- 
hängig, ob und inwieweit in den Seehäfen für die 
einzelnen Relationen genügend containerfähiges 
Gut anfällt, um ganze Schiffsladungen zu füllen, und 
ob sich ausgeglichene Verkehre in beiden Richtun- 
gen entwickeln. Gegenwärtig ist der Großcontainer- 
verkehr auf dem Nordatlantik in westlicher Rich- 
tung größer als in östlicher, so daß sich Leerraum- 
bewegungen nicht vermeiden lassen. Dies kann sich 
allerdings im Laufe der Entwicklung ändern. Von 
Bedeutung ist außerdem, ob und inwieweit dem 
Verlader beim Versand seiner Waren in Containern 
gegenüber dem konventionellen Verkehr im Ergeb- 
nis ein Kostenvorteil erwächst. 

Die deutschen in der Nordatlantikfahrt tätigen 
Linienreedereien haben sich aus verschiedenen 
Gründen zunächst darauf beschränkt, ihre konven- 
tionellen Linienschiffe für die Beförderung einer 
größeren Zahl von Überseecontainern herzurichten. 
Sie können gegenwärtig alle an sie herantretenden 
Verkehrsbedürfnisse befriedigen. Für sie - wie auch 
für einige andere europäische Schiffahrtsgesellschaf- 
ten - ist jedoch von Bedeutung, daß teilweise die 
mit ihnen im Wettbewerb stehenden amerikanischen 
Reedereien nicht nur über eine größere Kapitalkraft 
verfügen, sondern dem Vernehmen nach auch höhe- 
re Schiffsbau- und Betriebssubventionen erhalten. 
Die Entscheidungen der deutschen Linienreedereien 
werden auch durch die Haltung beeinflußt, die die 
FEDERAL MARITIME COMMISSION (FMC) - eine 
nicht der amerikanischen Regierung, sondern dem 
amerikanischen Kongreß unterstehende Behörde - 
künftig einnehmen wird. Diese Behörde bemüht sich, 
soweit bekannt, um Vollmachten zum Erlaß von 
„Regulations" für den Überseecontainerverkehr, de- 
ren Auswirkungen sich voraussichtlich nicht auf das 
amerikanische Gebiet und auf die amerikanische 
Schiffahrt beschränken werden. 

Mit der Aufnahme des Überseeverkehrs durch Spe- 
zialcontainerschiffe bahnt sich ein Strukturwandel 
grundsätzlicher Art an. Sollte sich dieser im Laufe 
der Zeit auf dem Nordatlantik und in anderen Fahrt- 
gebieten durchsetzen, wird ein Liniendienst mit 
konventionellen Fahrzeugen nur noch in beschränk- 
tem Umfange fortgesetzt werden können. Unter die- 
ser Voraussetzung wird die deutsche Flagge nur 
bestehen können, wenn sie ebenfalls über leistungs- 
fähige Spezialcontainerschiffe verfügt. 

Der zu erwartende Wettbewerbsdruck könnte auf 
europäischer Seite gemildert werden, wenn neue 
Formen von Kooperation gefunden werden, um das 
beträchtliche Investitionsrisiko weitgehend zu ver- 
teilen sowie die Fahrpläne und die anzulaufenden 
Häfen aufeinander abzustimmen. 
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Die Bundesregierung ist bereit, im Rahmen ihrer 
Möglichkeit darauf hinzuwirken, daß eine solche 
Kooperation erleichtert wird - wobei es wünschens- 
wert wäre, über den Kreis der Reedereien hinaus, 
möglichst alle Glieder der durchgehenden Transport- 
kette zu erfassen. Hierbei ist es jedoch weder Auf- 
gabe noch Absicht der Bundesregierung, die Eigen- 
initiative der an diesem Verkehr Beteiligten durch 
staatliche Maßnahmen zu ersetzen. 

Einschneidend sind auch die Auswirkungen auf die 
Seehäfen sowie die hier tätigen Umschlags- und 
sonstigen Verkehrsunternehmen. Da die durchge- 
hende Transportkette mit Großcontainern eine Ra- 
tionalisierung des Verkehrsablaufs darstellt, führt 
er zwangsläufig zur Einschränkung oder Ausschal- 
tung von Dienstleistungen, die bisher für den kon- 
ventionellen Verkehr erforderlich waren. Hiervon 
werden manche der bisher in den Seehäfen ausge- 
übten Funktionen berührt. Dies gilt für die Tätigkeit 
des Güterumschlags und der Stauerei, die auf ein 
Minimum reduziert werden sowie für die der La- 
dungskontrolleure, Tally-Leute usw. Es ist z. Z. auch 
noch picht zu übersehen, ob die Funktionen der See- 
hafenspediteure im bisherigen Umfang erhalten 
bleiben oder ob sie sich z. T. auf binnenländische 
Plätze verlagern. Eine Einschränkung der bisherigen 
Aufgaben der Seehäfen wird auf alle Fälle eintreten. 

Gegenwärtig werden fast alle, von konventionellen 
Linienschiffen in der Nordatlantikfahrt bedienten 
Nordseehäfen auch von Spezialcontainerschiffen, die 
über eine Kapazität von etwa 200 bis 700 Großcon- 
tainern verfügen, angelaufen. Ob dies auch der Fall 
sein wird, wenn in einigen Jahren Fahrzeuge mit 
einer Kapazität von ca. 1200 Großcontainern einge- 
setzt werden, ist noch offen. Es ist denkbar, daß 
solche hochwertigen Schiffe sich auf 1 bis 2 Anlauf- 
häfen auf jeder Seite des Atlantiks beschränken 
müssen. Welche Auswirkungen sich hieraus auf die 
einzelnen europäischen, insbesondere auch die deut- 
schen Seehäfen ergeben, kann erst die Zukunft zei- 
gen. Sie können aber unter Umständen entschei- 
dende Bedeutung erlangen. 

Die Bundesregierung begrüßt daher die Anstrengun- 
gen der deutschen Seehäfen, die die Voraussetzun- 
gen- für einen reibungslosen Umschlag von Groß- 
containern geschaffen haben. Sie prüft z. Z. wie sie 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit dazu beitragen kann, 
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Seehäfen 
zu erhalten und zu stärken. 

Die Entwicklung des Großcontainerverkehrs bedeu- 
tet nicht nur für die Seeschiffahrt und die Seehäfen, 
sondern auch für die im Binnenland tätigen deut- 
schen Umschlags- und Verkehrsunternehmen eine 
Umstellung. Bei der Deutschen Bundesbahn wird es 
darauf ankommen, den Bestand an Behältertrag- 
wagen (BTmms) mit hydraulichem Stoßdämpfer zu 
erhöhen, wenn sie nicht Gefahr laufen will, aus 
diesem Verkehr ausgeschaltet zu werden. Diese Ge- 


fahr ist sehr ernst zu nehmen, da bei einer weiteren 
Zunahme des Übersee-Großcontainerverkehrs - wie 
überhaupt des Großbehälterverkehrs ganz allge- 
mein - im Fernverkehrsb eieich eine aus Gründen 
der Verkehrssicherheit und des Verkehrsflusses un- 
erwünschte zusätzliche Belastung des Fernstraßen- 
netzes auftreten könnte. Für den Zu- und Ablauf- 
verkehr auf der Straße werden z. B. von der Sea- 
Land-Reederei nach deutschem Recht zugelassene 
Straßenfahrgestelle eingesetzt: der deutsche Unter- 
nehmer stellt lediglich die Zugmaschine. Investitio- 
nen größeren Umfangs sind daher beim Straßenver- 
kehrsunternehmer z. Z. nicht erforderlich. In der 
Binnenschiffahrt sjeht die Entwicklung erst am An- 
fang. Vielfach fehlen in den Binnenhäfen heute auch 
noch die für die Großbehälter benötigten Umschlags- 
geräte. 

Große Bedeutung kommt auch der Frachtberechnung 
für Containertransporte im Binnenland zu. Die euro- 
päischen Eisenbahnverwaltungen haben mit Wir- 
kung vom 1. Mai 1967 einen „Europäischen Wagen- 
ladungstarif für Transcontainer" erstellt, der für die 
Beförderung von Großbehältern (mit einer Länge 
von 20-, 30- und 40-Fuß bzw. 6,06, 9,13 und 12,19 m) 
in bestimmten internationalen Verkehrs Verbindun- 
gen zwischen Seehafenbahnhöfen und bestimmten 
Bahnhöfen im Binnenland gilt. Von der Deutschen 
Bundesbahn wurde außerdem kürzlich ein Binnen- 
ablauftarif für Container von den deutschen See- 
häfen eingeführt. Im Straßenverkehr kommen die 
Tarife und Bestimmungen des Reichskraftwagen- 
tarifs (RKT) bzw. des Güternahverkehrstarifs (GNT) 
zur Anwendung. Überlegungen, eine besondere Re- 
gelung des Containerverkehrs im RKT einzuführen, 
sind noch nicht abgeschlossen. 

Zu 2. 

Ein derart grundsätzlicher Strukturwandel, wie er 
sich durch das Vordringen des Containerverkehrs in 
allen Bereichen des Verkehrs anbahnt, bedarf einer 
Vielzahl von Anpassungsmaßnahmen, die zum Teil 
von den beteiligten Verladern und Verkehrsunter- 
nehmen (einschließlich Spedition), zum Teil vom 
Staat eingeleitet und durchgeführt werden müssen. 
Sie können sich sowohl auf den nationalen Bereich 
beschränken, als auch darüber hinaus den inter- 
nationalen Verkehr betreffen. 

Die Überprüfung der bestehenden gesetzlichen und 
administrativen Vorschriften auf Tatbestände, die 
den heutigen Gegebenheiten nicht mehr Rechnung 
tragen oder nach den bisherigen Erfahrungen im 
Containerverkehr die Bundesrepublik gegenüber 
anderen europäischen Ländern benachteiligen, hat 
die Bundesregierung veranlaßt, auf nationaler und 
internationaler Ebene Verhandlungen mit dem Ziel 
aufzunehmen, eine Änderung oder Angleichung der 
betreffenden Vorschriften zu erreichen. Zu erwäh- 
nen sind insbesondere die seit 1965 laufenden Ar- 
beiten der Wirtschaftskommission für Europa der 
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Vereinten Nationen (ECE) und die Untersuchungen 
der Europäischen Konferenz der Verkehrsminister 
(CEMT). 

Zu 2. a) 

An eine Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung (StVZO) mit dem Ziel, die Gesamtlänge 
des Sattelkraftfahrzeugs über die derzeitige Höchst- 
grenze von 15 m hinaus zu verlängern, ist nicht ge- 
dacht. Solange noch keine Sattelzugmaschinen auf 
dem Markt sind, deren Länge so verkürzt ist, daß 
die zulässige Gesamtlänge des Sattelkraftfahrzeugs 
auch bei 40-Fuß-Container nicht überschritten wird 
- technisch bestehen keine Konstruktionsschwierig- 
keiten - sind Ausnahmegenehmigungen erforderlich, 
die auch erteilt werden. Dies gilt auch für nicht in 
Deutschland beheimatete Sattelkraftfahrzeuge. 

Zu 2. b) 

Für in Deutschland zugelassene Kraftfahrzeuge gel- 
ten die Bau- und Betriebsvorschriften der StVZO, 
die insbesondere aus Gründen der Verkehrssicher- 
heit keine Sonderregelung für den Containerverkehr 
vorsehen. Versuche mit einer Sattelzugmaschine und 
einem mit starren Untersetzachsen (Bogies) verbun- 
denen 40-Fuß-Container, die vom Technischen Uber- 
wachungsverein vorgenommen worden sind, haben 
gezeigt, daß die überstrichene Ringfläche gegenüber 
dem derzeitig geltenden Grenzwert von 5,50 m bis 
zu 9,15 m breit ist (bei einem hinteren Überhang 
von 71 cm, einem Kreisbogen von 360°, wobei die 
vordere äußere Begrenzung der Sattelzugmaschine 
entsprechend § 32 Abs. 2 StVZO auf einem Kreis 
von 12 m Radius geführt wurde). Zudem wurde bc- 
obachtet, daß durch die starre Anordnung der Ach- 
sen schon bei einer Kreisbogenfahrt von 180° star- 
kes Radieren und damit eine erhebliche Beanspru- 
chung der Fahrbahnoberfläche auftritt. Eine straßen- 
schonende Bauweise (§ 30 StVZO) dürfte nicht mehr 
gegeben sein. Die Erteilung von Ausnahmegenehmi- 
gungen für derartige Fahrzeuge ist, von Ausnahmen 
während einer Übergangszeit abgesehen, nicht ver- 
tretbar. Im übrigen ist zu bemerken, daß starre Bo- 
gies, die im nationalen Verkehr kaum noch einge- 
setzt werden, auch im grenzüberschreitenden Ver- 
kehr nicht die zunächst erwartete Bedeutung er- 
langen. 

Eine Gleichbehandlung der deutschen Fahrzeuge mit 
denen, die im grenzüberschreitenden Verkehr in die 
Bundesrepublik einfahren, ist nur durch eine 
Anpassung der internationalen Abkommen zu er- 
reichen. Die Bundesregierung prüft z. Z. mit den 
Bundesländern, ob und in welcher Weise die be- 
stehende Ungleichbehandlung in bezug auf die Vor- 
schriften über die Kurvenläufigkeit beseitigt werden 
kann. Nach eingehender Materialsammlung wird 
sich auch die ECE anläßlich ihrer Septembertagung 
1967 mit dieser Frage befassen. 


Beanstandungen hinsichtlich der Bremsanlagen sind 
bei den jetzt eingesetzten Bogies nicht bekanntge- 
worden, da es sich um Aggregate handelt, die die 
Eigenschaften der Dauerbremse erfüllen. 

Zu 2. c) 

Die Bundesregierung ist nicht gewillt, auf die Ein- 
haltung der Vorschriften der deutschen StVZO auch 
durch ausländische Fahrzeuge zu verzichten. Sie ist 
jedoch an die Bestimmungen der Verordnung über 
Internationalen Kraftfahrzeugverkehr vom 12. No- 
vember 1934 in Verbindung mit dem Internationalen 
Abkommen über Kraftfahrzeugverkehr vom 24. April 
1926 gebunden, bei deren Abschluß eine Regelung 
der Kurvenläufigkeit nicht zur Diskussion stand. 

Die Folge ist, daß über die trockene Grenze einfah- 
rende Fahrzeuge - und das gilt nicht nur für solche, 
die Container befördern - bisher nicht beanstandet 
wurden, wenn sie den Vorschriften des § 32 Abs. 2 
StVZO nicht genügen. 

Nichtsdestoweniger wird die Bundesregierung in 
internationalen Verhandlungen dafür eintreten, daß 
die Gleichbehandlung deutscher und ausländischer 
Fahrzeuge durch eine entsprechende Vereinbarung 
sichergestellt werden kann. 

ln allen Fällen, in denen die Einhaltung der Bestim- 
mungen der StVZO auch von ausländischen Fahr- 
zeugen verlangt werden kann, wird bereits heute 
auf deren Einhaltung streng geachtet. Die Bundes- 
regierung steht dieserhalb ständig mit den Bundes- 
ländern in Verbindung, die für die Überwachung des 
Straßenverkehrs in erster Linie zuständig sind. 

Zu 2. d) 

Nach dem deutschen Kraftfahrsteuerrecht unterliegt 
grundsätzlich jedes zum Verkehr zugelassene Fahr- 
zeug der Steuer ohne Rücksicht darauf, ob und in 
welchem Umfang öffentliche Straßen tatsächlich be- 
nutztwerden. Das giltauch für Anhänger einschließlidi 
der Sattelanhänger. Eine Regelung wie in Belgien 
und den Niederlanden, wo zweite und weitere zu 
einem Zugfahrzeug gehaltene Anhänger steuerfrei 
bleiben, kann schon im Hinblick auf die zu erwarten- 
den Steuerausfälle und wegen Deckung der Wege- 
kosten nicht befürwortet werden. Hinzu kommt, daß 
eine allgemeine steuerliche Erleichterung für An- 
I hänger zu einer unerwünschten Ausweitung des 
Schwerlastverkehrs auf der Straße führen könnte. 
Deshalb erscheint auch eine über das geltende Recht 
hinausgehende Ermäßigung der Kraftfahrzeugsteuer 
für alle Sattelanhänger nicht vertretbar. 

Die Bundesregierung bemüht sich, die infolge der 
unterschiedlichen Steuersysteme und der unter- 
schiedlichen Steuersätze bestehenden Wettbewerbs- 
verzerrungen zwischen deutschen Unternehmern 
einerseits und den belgischen und niederländischen 
Unternehmern andererseits abzubauen. Sie ist der 
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Auffassung, daß diese Wettbewerbsverzerrungen zu 
einem wesentlichen Teil im Rahmen der EWG ge- 
mildert und schließlich beseitigt werden; Verhand- 
lungen hierüber sind im Gange. 

Zu 2. e) 

Im Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft hat der Rat 
am 13. Mai 1965 eine Entscheidung über die Harmo- 
nisierung bestimmter Vorschriften, die den Wettbe- 
werb im Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsver- 
kehr beeinflussen, erlassen. Die EWG-Kommission 
hat nach Beratungen mit Sachverständigen der Re- 
gierungen und der Sozialpartner dem Rat am 
22. Juli 1966 einen Vorschlag für eine Verordnung 
des Rates über bestimmte Sozialvorschriften im 
Straßenverkehr unterbreitet. Danach sollen inner- 
halb der Gemeinschaft - auch soweit der Verkehr 
mit Kraftfahrzeugen aus Drittstaaten betrieben wird 
- auf bestimmten Gebieten einheitliche Bestimmun- 
gen gelten. Der Vorschlag enthält u. a. Bestimmun- 
gen über die Fahrzeugbesetzung, das Alter der Fah- 
rer, die Lenk- und Ruhezeiten sowie das Kontroll- 
wesen. Die Verordnung soll nach den Vorstellungen 
der EWG-Kommission am 1. Januar 1968 in Kraft 
treten. Die Beratungen hierzu haben im Rat am 
19. Mai 1967 begonnen. Die Bundesregierung wird 
sich dabei für wirklichkeitsnahe Bestimmungen so- 
wie dafür einsetzen, daß bewährte deutsche Bestim- 
mungen nach Möglichkeit erhalten oder in das 


EWG-Recht übernommen werden. Es kann erwartet 
werden, daß durch die Verabschiedung dieser Vor- 
schriften durch den Rat eine Gleichbehandlung der 
in- und ausländischen Straßenverkehrsunternehmer 
erreicht wird. 

Außerdem wird z. Z. geprüft, ob neben der EWG- 
Regelung das Europäische Übereinkommen über die 
Arbeit der im internationalen Straßenverkehr be- 
schäftigten Fahrzeugbesatzungen (AETR) vom 19. Ja- 
nuar 1962, das z. T. die gleichen Probleme behandelt, 
ratifiziert werden soll. Durch das AETR würde über 
den EWG-Raum hinaus eine Angleichung bestimm- 
ter Verkehrs- und Sozialvorschriften im Straßenver- 
kehr und damit ebenfalls eine Gleichbehandlung er- 
zielt werden. 


Die Bundesregierung wird die sehr vielseitigen und 
schwierigen technischen, organisatorischen und wirt- 
schaftlichen Probleme, die sowohl die Seeschiffahrt 
und die Seehäfen als auch die Verkehrsträger Schie- 
ne, Straße, Binnenschiffahrt und Luftfahrt sowie die 
Spedition betreffen, mit größter Aufmerksamkeit 
beobachten. Dabei werden auch die sich über diesen 
Aspekt des Verkehrs hinaus aus der Entwicklung 
I des Großcontainerverkehrs ergebenden Einflüsse 
I auf die Struktur und Abwicklung des Außenhandels 
■ und damit auf die deutsche und europäische Wirt- 
schaft insgesamt berücksichtigt werden. 
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